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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe ESD-Mitglieder in Sachsen-Anhalt,
am 6. September 2026 wird in Sachsen-Anhalt 
ein neuer Landtag gewählt. Für Soloselbständi-
ge sowie Inhaber kleinster und kleiner Unter-
nehmen ist diese Wahl von großer Bedeutung, 
da viele wirtscha� liche Rahmenbedingungen 
auf Landesebene gestaltet werden – von Förder-
programmen und Fachkrä� esicherung bis hin 
zu Energie, Verkehr und digitaler Infrastruktur.

Sachsen-Anhalt ist geprägt von starken 
Wirtscha� sregionen, mittelständischen Be-
trieben und einer bedeutenden Industrie. 
Gleichzeitig machen rückläu� ge Produk-
tionszahlen, Fachkrä� emangel, steigende 
Kosten und Bürokratie deutlich, dass wirt-
scha� spolitischer Handlungsbedarf besteht.

Mit dem ESD-KMU-Wahlcheck zur Land-

tagswahl 2026 möchten wir eine sach-
liche Orientierung bieten: Welche 
Maßnahmen planen die Parteien für Soloselb-
ständige und kleine Unternehmen? Wo entste-
hen Entlastungen, wo drohen neue Belastungen?

Die Auswertung der Wahlprogramme wurde 
durch Künstliche Intelligenz unterstützt. Der 
ESD arbeitet überparteilich und unabhängig 
und bewertet die Programme ausschließlich 
aus der Perspektive von Soloselbständigen 
sowie Inhabern kleinster und kleiner Unter-
nehmen in Sachsen-Anhalt. Unser Ziel ist eine 
fundierte Entscheidungsgrundlage für eine 
Politik, die Selbständigkeit stärkt, Investitio-
nen erleichtert und die wirtscha� liche Zukun�  
des Landes sichert.
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scha�en und arbeitete als Rechtsanwältin. Seit 
2002 gehört sie dem Landtag von Sachsen-An-
halt an; seit 2020 ist sie Vorsitzende der Links-
fraktion. Sie führt Die Linke als Spitzenkandi-
datin in die Landtagswahl 2026. 
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Er verbindet wirtscha�liche 
Modernisierung und indus-
triellen Strukturwandel mit 
Investitionen in Wissenscha�, 
Energie, Innovation und Fach-

krä�e.
Armin Willingmann wurde im Januar 1963 in 
Dinslaken geboren, studierte Rechtswissen-
scha�en und promovierte. Von 2003 bis 2016 
war er Rektor der Hochschule Harz. Seit 2016 
gehört er der Landesregierung an, seit 2021 
als Minister für Wissenscha�, Energie, Klima-
schutz und Umwelt sowie erster stellvertre-
tender Ministerpräsident. 2025 wurde er zum 
SPD-Spitzenkandidaten gewählt. 
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Sie verbindet Klimaschutz und 
soziale Politik mit Investitio-
nen in erneuerbare Energien, 
Infrastruktur und eine nach-
haltige wirtscha�liche Trans-

formation.
Susan Sziborra-Seidlitz wurde 1977 in Berlin 
geboren und ist Gesundheits- und Kranken-
p�egerin. Seit 2021 gehört sie dem Landtag 
von Sachsen-Anhalt an. 2025 wurde sie Lan-
desvorsitzende und auf Listenplatz eins zur 
Spitzenkandidatin für die Landtagswahl 2026 
gewählt. 
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Sie vertritt eine wirtscha�sliberale Linie mit 
Schwerpunkten bei unternehmerischer Frei-
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Er stellt Wachstum, indust-
rielle Wertschöpfung, Investi-
tionen und eine mittelstands-
freundliche Standortpolitik in 
den Mittelpunkt.

Sven Schulze wurde im Juli 1979 in Quedlin-
burg geboren, studierte an der Technischen 
Universität Clausthal und schloss als Diplom-
Wirtscha�singenieur ab. Nach Tätigkeiten in 
mittelständischen Unternehmen gehörte er 
von 2014 bis 2021 dem Europäischen Parla-
ment an. Seit 2021 führt er die CDU Sachsen-
Anhalt; im Januar 2026 wurde er zum Minis-
terpräsidenten gewählt. 
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Er verbindet Forderungen 
nach weniger Regulierung 
und niedrigeren Belastungen 
mit einem grundsätzlichen 
Kurswechsel in der Energie-, 

Klima- und Migrationspolitik.
Ulrich Siegmund wurde 1990 in Havelberg ge-
boren, absolvierte eine Ausbildung zum Kauf-
mann im Groß- und Außenhandel und war 
unternehmerisch tätig. Seit 2016 gehört er dem 
Landtag von Sachsen-Anhalt an und führt seit 
2022 gemeinsam mit Oliver Kirchner die AfD-
Landtagsfraktion. Zur Landtagswahl 2026 tritt 
er als Spitzenkandidat seiner Partei an. 
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Sie setzt auf eine stärker staat-
lich �ankierte Politik mit so-
zialen Vorgaben, ö�entlichen 
Investitionen und einer ge-
stärkten Daseinsvorsorge.

Eva von Angern wurde im Dezember 1976 in 
Magdeburg geboren, studierte Rechtswissen-
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Über den Europaverband 
der Selbständigen - 
Deutschland (ESD) e.V.

Der ESD e.V. ist die parteiunabhängige Inte-
ressenvertretung für Soloselbständige sowie 
Inhaber kleinster, kleiner und mittelstän-
discher Unternehmen (KMU) in Deutsch-
land. Als branchenübergreifender Dachver-
band bündelt er zudem die Interessen von 
Gewerbe-, Branchen- und Wirtscha�sver-
bänden, Innungen und weiteren Selbständi-
gen-Organisationen.

Über 98 Prozent aller in Deutschland regist-
rierten Unternehmen zählen zu den kleinen 
und mittelständischen Unternehmen. Dazu 
gehören Kleinstbetriebe, inhabergeführte 
Unternehmen und Soloselbständige. Sie si-
chern nicht nur Arbeits- und Ausbildungs-
plätze, sondern tragen wesentlich zur re-
gionalen Wertschöpfung, Innovationskra� 
und wirtscha�lichen Stabilität bei. Gerade 
in Sachsen-Anhalt prägen sie in besonde-
rem Maße die wirtscha�liche Struktur und 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes.

Der ESD engagiert sich bundesweit und 
bringt die Interessen von Soloselbständigen 
sowie kleinsten und kleinen Unternehmen 
auch auf Landesebene aktiv in politische 
Entscheidungsprozesse ein. Er beteiligt sich 
an Gesetzgebungsverfahren und Konsulta-
tionen und sucht den konstruktiven Dialog 
mit politischen Entscheidungsträgern vor 
Ort. So stellt der ESD sicher, dass die Per-
spektive kleiner Unternehmen auch in der 
Landespolitik frühzeitig und sachorientiert 
berücksichtigt wird.

Ziel des ESD ist eine selbständigenfreundli-
che, praxistaugliche und verlässliche Politik 
– auf Bundes- wie auf Landesebene.

überparteilich – unabhängig – kompetent

www.esd-ev.de
www.facebook.com/esd.ev
www.x.com/ESD_eV
www.linkedin.com/company/esd-ev

heit, Digitalisierung, Infra-
struktur und Bürokratieab-
bau.
Lydia Hüskens wurde im März 
1964 in Geldern geboren, stu-
dierte Neuere Geschichte, 
Politikwissenscha� und Pub-
lizistik und promovierte 1990. 

Von 2002 bis 2011 gehörte sie dem Landtag an 
und kehrte 2021 in das Parlament zurück. Seit-
dem ist sie Ministerin für Infrastruktur und 
Digitales; seit 2018 führt sie die FDP Sachsen-
Anhalt. Sie tritt 2026 als Spitzenkandidatin an. 
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Wirtscha�liche Aus-
richtung:
Das Spitzenduo setzt 
auf eine stärkere 
staatliche Industrie- 

und Strukturpolitik, bezahlbare Energie sowie 
ö�entliche Investitionen und soziale Absiche-
rung.
�omas Schulze wurde 1964 in Merseburg ge-
boren und begann seine beru�iche Lau�ahn 
als Koch und Restaurantleiter. Später arbeitete 
er unter anderem in der Landesaufnahmeein-
richtung in Stendal. Seit 2024 gehört er zu den 
Landesvorsitzenden des BSW Sachsen-Anhalt.
Claudia Wittig ist Historikerin. Sie promo-
vierte in Geschichte, arbeitete mehrere Jahre 
in Großbritannien und ist an der Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Wittenberg tätig. Schul-
ze und Wittig führen die BSW-Landesliste auf 
den Plätzen eins und zwei an. 
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Sachsen-Anhalt verfügt bereits über Program-
me für betriebliche Investitionen. Der ESD 
fordert daher keine neuen Parallelstrukturen, 
sondern einen verlässlichen und möglichst 
kontinuierlichen Zugang zu Investitionszu-
schüssen für kleine Unternehmen. Förder-
aufrufe müssen frühzeitig angekündigt, aus-
reichend lange geö� net und auch für Betriebe 
ohne eigene Fördermittelabteilung praktikabel 
sein. Für kleinere Vorhaben sind vereinfachte 
Antrags- und Nachweisverfahren erforderlich. 
Das Land sollte transparent ausweisen, wie 
viele Kleinstunternehmen erreicht werden und 
wie sich die Mittel verteilen.
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Mit „Sachsen-Anhalt ENERGIE Unterneh-
men“ besteht bereits ein Förderinstrument. 
Entscheidend ist, dass es auch von energiein-
tensiven Kleinbetrieben wie Bäckereien, Flei-
schereien, Werkstätten, Gastronomie- und Be-
herbergungsbetrieben genutzt werden kann. 
Der ESD fordert vereinfachte Verfahren, trag-
bare Mindestinvestitionssummen und die 
Förderung typischer Maßnahmen bei Küh-
lung, Wärme, Beleuchtung, Drucklu� , Pro-
zessoptimierung und Eigenerzeugung. Auch 
Investitionen in gemieteten Betriebsräumen 
müssen praktikabel förderfähig sein. Die Zahl 
geförderter Kleinst- und Kleinunternehmen ist 
transparent auszuweisen.
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Lange Berufsschulwege und die Konzentration 
von Fachklassen belasten Auszubildende und 
Betriebe. Der ESD fordert eine Planung, die 
sich stärker an den regionalen Ausbildungs-
strukturen orientiert. Für Berufe mit kleinen 
Jahrgängen sollen Blockunterricht, länder-

übergreifende Fachklassen, ergänzende digi-
tale Angebote sowie Lösungen für Fahrt- und 
Wohnheimkosten ausgebaut werden. Stunden-
pläne sind besser abzustimmen. Vor Änderun-
gen müssen Kammern, Ausbildungsbetriebe 
und Branchen frühzeitig beteiligt werden. Ziel 
ist, Ausbildung auch außerhalb der Oberzent-
ren zu ermöglichen.
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Kleine Unternehmen benötigen meist keine 
groß angelegten Forschungsprojekte, sondern 
konkrete Unterstützung bei Digitalisierung, 
Automatisierung, IT-Sicherheit und neuen be-
trieblichen Verfahren. Der ESD fordert nied-
rigschwellige Erstberatungen, kleine Digita-
lisierungs- und Innovationsgutscheine sowie 
regionale Ansprechpartner, die Betriebe mit 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
zusammenbringen. Förderangebote müssen 
auch für überschaubare Vorhaben zugänglich 
sein und ohne aufwendige Anträge auskom-
men. Bestehende Programme sollen vereinfacht 
und stärker auf die Anforderungen von Kleinst-
unternehmen ausgerichtet werden.

��� ������������ �������������� �������������
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Ö� entliche Investitionen müssen auch kleinen 
Bau-, Handwerks-, Planungs- und Dienstleis-
tungsbetrieben o� enstehen. Der ESD fordert 
die konsequente Vergabe in geeigneten Fach- 
und Teillosen, verhältnismäßige Eignungs- und 
Referenznachweise, einfache digitale Verfahren, 
ausreichende Angebotsfristen und eine frühzei-
tige Verö� entlichung geplanter Bescha� ungen. 
Eine pauschale Bevorzugung nach Unterneh-
menssitz ist vergaberechtlich problematisch. 
Entscheidend sind zugängliche Losgrößen, 
transparente Verfahren und angemessene An-
forderungen.

Forderungen des ESD für 
Sachsen-Anhalt
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Warum ist eine Landtagswahl 
für Selbständige relevant?
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Die Landtagswahl 2026 in Sachsen-Anhalt 
steht bevor – und mit ihr die Frage, welche 
wirtscha� spolitischen Weichen in den kom-
menden fünf Jahren gestellt werden. Für Solo-
selbständige sowie kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU) sind die Entscheidungen 
auf Landesebene von großer Bedeutung. För-
derprogramme, beru� iche Bildung, Fachkräf-
tesicherung, Energieversorgung, Infrastruk-
tur und Bürokratieabbau werden maßgeblich 
durch das Land gestaltet und beein� ussen 
den unternehmerischen Alltag unmittelbar.

Sachsen-Anhalt ist geprägt von einer vielfälti-
gen Wirtscha� sstruktur. Neben Industrie und 
produzierendem Gewerbe bilden Handwerk, 
Handel, Dienstleistungen, Freie Berufe, Touris-
mus und Landwirtscha�  das Rückgrat der regi-
onalen Wirtscha� . Gerade kleine und inhaber-
geführte Unternehmen sichern Arbeits- und 
Ausbildungsplätze, scha� en Wertschöpfung 
vor Ort und tragen wesentlich zur wirtscha� li-
chen Entwicklung des Landes bei. Gleichzeitig 
stehen sie vor Herausforderungen wie Fach-

krä� emangel, steigenden Kosten, zunehmen-
der Bürokratie sowie den Anforderungen der 
digitalen und energetischen Transformation.

Für diese Auswertung haben wir die Wahl-
programme der relevanten Parteien darau� in 
untersucht, welche konkreten Maßnahmen sie 
für Soloselbständige sowie kleine und mitt-
lere Unternehmen vorsehen. Im Mittelpunkt 
stehen � emen wie Bürokratieabbau, Förder-
politik, Digitalisierung, Energie, Fachkrä� e-
sicherung, ö� entliche Au� ragsvergabe sowie 
wirtscha� sfreundliche Rahmenbedingungen.

Diese Übersicht soll Unternehmerinnen 
und Unternehmern eine sachliche Orien-
tierung bieten: Welche Partei setzt welche 
Schwerpunkte? Welche Vorschläge kön-
nen kleine Unternehmen entlasten und wo 
sind zusätzliche Belastungen zu erwarten?

Denn eine starke Wirtscha�  in Sachsen-An-
halt braucht verlässliche, investitionsfreund-
liche und mittelstandsorientierte Rahmenbe-
dingungen, damit Selbständigkeit, Innovation 
und regionale Wertschöpfung auch kün� ig 
erfolgreich bleiben.

Die Parteien auf dem Prüfstand
Wer ist am ehesten auf der Seite der 
kleinen und mittelständischen 
Unternehmen?
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Umfang: 91Seiten
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Mittelstand, Gründung und Nachfolge
» Mittelstand und Nachfolge: Rahmenbe-

dingungen für Unternehmensnachfolgen 
sollen verbessert, Jungunternehmer unter-
stützt und altersbedingte Betriebsaufgaben 
durch gezielte Nachfolgehilfen vermieden 
werden. [Land] (PDF-S. 13–14) 

» Gründungs- und Innovationsförderung: 
Die Wirtscha�sförderung soll Investi-
tionen, Modernisierung, Digitalisierung, 
Gründungen und technologieo�ene In-
novationen unterstützen; die Investitions-
bank soll als Förderbank für Gründungen 
und private Investitionen weiterentwickelt 
werden. [Land] (PDF-S. 16–17, 79) 

» Ausgründungen aus Hochschulen: Stan-
dardisierte Ausgründungsverträge sollen 
eingeführt, Ausgründungen innerhalb 
von 24 Stunden ermöglicht und die For-
schungsförderung �exibler gestaltet wer-
den. [Land] (PDF-S. 76–77) 

Steuern, Abgaben und Bürokratie
» Steuern und Sozialabgaben: Steuererhö-

hungen werden abgelehnt; auf Bundes-
ebene sollen Handwerk und Mittelstand 
steuerlich entlastet und Sozialabgaben ge-
deckelt werden. [Land/Bund] (PDF-S. 17–
18, 78–79) 

» Nebenkosten- und Belastungsmoratorium: 
Erhöhungen von Abgaben und Gebühren 
für Unternehmen sollen soweit möglich 
vermieden, neue Au�agen und unnötige 
Berichtsp�ichten verhindert und das „One-
in-One-out“-Prinzip eingeführt werden. 
[Land/Bund] (PDF-S. 13–14) 

» Berichtsp�ichten: Ein Berichtsmoratorium 
soll eingeführt werden; Berichtsp�ichten 
sollen neu begründet und zeitlich befristet 
werden. [Land] (PDF-S. 55–56) 

Verwaltung, Genehmigungen und Vergabe
» Genehmigungsverfahren: Genehmigun-

gen sollen gebündelt, vollständig digita-
lisiert, zeitlich begrenzt und teilweise mit 
Genehmigungs�ktionen sowie KI-gestütz-
ter Vorprüfung versehen werden. Für stra-
tegische Industrievorhaben ist ein „One 
Stop Shop“ vorgesehen. [Land] (PDF-S. 13, 
54–55) 

» Ö�entliche Vergabe: Vergabeverfahren 
sollen vereinfacht, beschleunigt und di-
gitalisiert werden; kleine und mittlere 
Unternehmen sollen leichter Zugang zu 
ö�entlichen Au�rägen erhalten. [Land/
Kommunen] (PDF-S. 17) 

» Förderverfahren: Förderanträge und 
-richtlinien sollen vereinfacht, digitale Ver-
fahren ausgebaut und Kontrollen stärker 
über Stichproben statt Verwendungsnach-
weise organisiert werden. [Land] (PDF-S. 
54–56, 86) 

Fachkrä�e, Ausbildung und Handwerk
» Beru�iche Bildung: Berufsschulstandorte 

und überbetriebliche Lehrunterweisung 
sollen gesichert, Meisterabschlüsse geför-
dert und anerkannte Teilquali�zierungen 
für beru�iche Um- und Aufstiege ausge-
baut werden. [Land] (PDF-S. 14) 

» Berufsorientierung: Praxislerntage, ge-
förderte Praktika und Kooperationen 
zwischen Schulen, Unternehmen und 
Kammern sollen ausgebaut werden; an 
Oberschulen ist ein wöchentlicher Praxis- 
oder digitaler Lerntag vorgesehen. [Land] 
(PDF-S. 14, 21–23) 

» Fachkrä�egewinnung: Internationale 
Fachkrä�e sollen gezielt angeworben und 
quali�zierte Zuwanderung erleichtert wer-
den; für Mehrarbeit und Arbeit im Renten-
alter werden sozialversicherungsfreie An-
reize gefordert. [Land/Bund] (PDF-S. 14, 
18) 

Digitalisierung, Innovation und Cybersicherheit
» Digitalisierung von KMU: Start-ups und 

Mittelstand sollen bei Investitionen in di-
gitale Technologien unterstützt; Förder-
programme und Kooperationen mit Hoch-
schulen sollen vereinfacht beziehungsweise 
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ausgebaut werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
52) 

» Cybersicherheit: Ein leistungsfähiges Com-
puter Emergency Response Team des Lan-
des soll Unternehmen bei der Abwehr von 
Cyberangri�en unterstützen. [Land] (PDF-
S. 52–53) 

» Reallabore und regionale IT: Für innova-
tive Pilotprojekte sollen Reallabore mit 
möglichst geringen rechtlichen Hürden 
gescha�en und regionale IT-, Cloud- und 
Open-Source-Lösungen ausgebaut werden. 
[Land] (PDF-S. 51–53) 

Energie, Infrastruktur und Gewerbestandorte
» Energiekosten: Die CDU fordert regionale 

Strompreiszonen, einen Industriestrom-
preis, bundesweit vereinheitlichte Netzent-
gelte und eine Überprüfung, ob bestehende 
Entlastungen ausreichen. [Bund/Bund-
Länder] (PDF-S. 44–45) 

» Betriebliche Energieversorgung: Dezentra-
le Stromerzeugung und Nachbarscha�sver-
sorgung, Speicher, Wassersto�netze, Biogas 
und Biomethan sowie CCS/CCU und syn-
thetische Kra�sto�e sollen unterstützt wer-
den. [Land/Bund/EU] (PDF-S. 45–47) 

» Standorte und Netze: Industrie- und Ge-
werbe�ächen, Glasfaser und 5G insbeson-
dere in Gewerbegebieten sowie Straßen-, 
Schienen-, Wasserstraßen- und Logistikinf-
rastruktur sollen ausgebaut werden. [Land/
Bund] (PDF-S. 14–16, 53, 61–64) 

Landwirtscha� und Forstwirtscha�
» Investitionen und Betriebsübernahmen: 

Neueinsteiger sollen bei Gründung oder 
Übernahme landwirtscha�licher Betriebe 
mit Starthilfen und Investitionszuschüssen 
unterstützt werden; das Junglandwirtepro-
gramm soll fortgeführt werden. [Land/
EU] (PDF-S. 39, 43) 

» Regulierung und Kosten: Dokumenta-
tionsp�ichten sollen reduziert, EU-Recht 
grundsätzlich 1:1 umgesetzt und Betrie-
be bei CO2-Kosten sowie Beiträgen zur 
Gewässerunterhaltung entlastet werden. 
[Land/Bund/EU] (PDF-S. 40–42) 

» Technologie und Vermarktung: Autono-
me Maschinen, Drohnen, KI und neue 
Züchtungsmethoden sollen erleichtert be-
ziehungsweise gefördert; Direktvermark-
tung sowie Obst-, Wein- und Ernährungs-
wirtscha� unterstützt werden. [Land/EU] 
(PDF-S. 39–42) 

Branchenbezogene Vorhaben
» Heilberufe und Praxen: Förderprogram-

me für Praxisgründungen und -übernah-
men sollen ausgebaut, Bürokratie abge-
baut sowie kooperative Praxisformen und 
Teilzeitmodelle unterstützt werden; für 
Kanzleigründungen in unterversorgten 
Landkreisen ist ein Startgeld mit fün�äh-
riger Standortbindung vorgesehen. [Land] 
(PDF-S. 27, 58) 

» Medien und Kreativwirtscha�: Die mit-
telständische Wirtscha� soll von Rund-
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funkbeiträgen befreit werden; regionale 
Medien� rmen sollen stärker an Förder-
mitteln und Produktionsau� rägen beteiligt 
und Startförderungen für Clubs und krea-
tive Orte aufgelegt werden. [Bund/Länder/
Land] (PDF-S. 34–36, 82) 

» Tourismus und Innenstädte: Investitio-
nen in Übernachtungs- und Freizeitan-
gebote, touristische Digitalisierung und 
Infrastruktur sollen unterstützt, Förder-
programme vereinfacht und Einzelhandel 
sowie Konzepte gegen Leerstand in Innen-
städten gefördert werden. [Land/Kommu-
nen] (PDF-S. 66, 85–87) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur sozialen Sicherung von Selb-
ständigen, zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi� schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige sowie 
zur Krisenabsicherung bei Einkommensaus-
fällen.

������������������
������
Ausdrücklich angesprochen werden Unterneh-
mer, Mittelstand, KMU, Handwerk, Gründer 
und Betriebsnachfolger sowie mehrere selb-
ständig geprägte Branchen. Die Vorhaben be-
tre� en vor allem Bürokratie, Vergabe, Förde-
rung, Fachkrä� e, Digitalisierung, Energie und 
branchenspezi� sche Regelungen auf Landes-, 
Bundes- und EU-Ebene. Nicht konkret behan-
delt werden insbesondere soziale Sicherung, 
Statusfeststellung und Krisenabsicherung Selb-
ständiger.

Programmtitel: 
������������������� ���� ������������ 
���
 ����������� ��������������� 
��� ���� �����
���������������������������������
Umfang: 156 Seiten

������������������������������­��
Mittelstand, Förderung und Unternehmens-
nachfolge
» Mittelstandsförderung: Die Wirtscha� s-

förderung soll kleine und mittelständische 
Unternehmen in den Mittelpunkt stellen; 
die Förderung internationaler Großunter-
nehmen soll zugunsten heimischer Be-
triebe zurückgenommen werden. [Land] 
(PDF-S. 94–95) 

» Sonderwirtscha� szonen: Die Einrichtung 
von Sonderwirtscha� szonen mit steuer-
lichen, administrativen und regulatori-
schen Erleichterungen soll geprü�  werden. 
[Land] (PDF-S. 96) 

» Unternehmensnachfolge: Für gefährdete 
Handwerksbetriebe soll eine Nachfolge-
agentur aufgebaut werden, die Inhaber und 
mögliche Übernehmer zusammenführt; 
Auszubildende sollen über Quali� zierung 
und Prämien bis zur Übernahme eines Be-
triebs begleitet werden. [Land] (PDF-S. 
98–99) 

Bürokratie, Verwaltung und Genehmigungen
» Bürokratieabbau: Landesrechtliche Vor-

gaben sollen auf ihre Notwendigkeit ge-
prü� , neue Belastungen vermieden und 
bestehende Berichts-, Dokumentations- 
und Nachweisp� ichten reduziert werden. 
[Land] (PDF-S. 95–96, 136) 

» Digitale Verwaltung: Verwaltungsleis-
tungen sollen bürgernah digitalisiert und 
möglichst vollständig elektronisch be-
antragt und bearbeitet werden können. 
[Land] (PDF-S. 136–137) 

» Genehmigungs� ktion: Bei Überschreitung 
gesetzlicher Bearbeitungsfristen sollen An-
träge grundsätzlich als genehmigt gelten; 
Förderverfahren sollen vereinfacht und 
stärker nach ihrem wirtscha� lichen Nut-
zen ausgerichtet werden. [Land] (PDF-S. 
137–138) 

Steuern und Abgaben
» Landessteuern: Die Grunderwerbsteuer 

soll von fünf auf 2,5 Prozent sinken; die 
Biersteuer soll abgescha�   werden. Kom-
munen sollen zur Abscha� ung von Ver-
gnügungs-, Zweitwohnungs- und ähnli-
chen Bagatellsteuern angehalten werden. 
[Land/Kommunen] (PDF-S. 144–145) 

» Keine neuen Belastungen: Neue Landesab-
gaben und Steuererhöhungen werden aus-
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geschlossen; auf Bundesebene soll die all-
gemeine Steuer- und Abgabenlast gesenkt 
werden. [Land/Bund] (PDF-S. 144–145) 

» Energiebezogene Abgaben: Die Energie-
steuer auf Kra�sto�e und die Stromsteuer 
sollen auf die europarechtlichen Mindest-
werte abgesenkt, CO2-Bepreisung und 
Emissionshandel abgescha� werden. 
[Bund/EU] (PDF-S. 102, 109, 112) 

Arbeit, Ausbildung und Handwerk
» Beru�iche Orientierung: Ein freiwilliges 

Handwerksjahr soll Jugendlichen Einbli-
cke in verschiedene Gewerke ermöglichen. 
[Land] (PDF-S. 96–97) 

» Ausbildungsförderung: Auszubildende sol-
len einen Führerschein-Zuschuss erhalten; 
für überdurchschnittliche Abschlüsse ist 
nach zweijähriger Beschä�igung in Sach-
sen-Anhalt eine Ausbildungsprämie vor-
gesehen. [Land] (PDF-S. 97–98) 

» Meisterquali�kation: Die Meisterausbil-
dung soll altersunabhängig kostenfrei wer-
den; zusätzlich ist eine nach Abschlussal-
ter gesta�elte Meisterprämie vorgesehen. 
[Land] (PDF-S. 98) 

Digitalisierung, Innovation und Infrastruktur
» Digitalisierung und KI: Kleine und mittlere 

Unternehmen sollen kostenlose Beratung, 
Fördermittel und zinsgünstige Kredite für 
Technisierung, Digitalisierung und den 
Einsatz künstlicher Intelligenz erhalten. 
[Land] (PDF-S. 37, 99) 

» Digitale Netze: Glasfaser- und Mobilfunk-
netze sollen insbesondere im ländlichen 
Raum ausgebaut und Genehmigungsver-
fahren beschleunigt werden. [Land/Kom-
munen] (PDF-S. 132–133) 

» Rechenzentren: Das Land soll Flächen und 
infrastrukturelle Voraussetzungen für die 
Ansiedlung von Rechenzentren scha�en 
und entsprechende Investoren anwerben. 
[Land] (PDF-S. 133) 

Energie und betriebliche Versorgung
» Energieerzeugung: Der weitere Windkra�-

ausbau soll gestoppt, Solarparks auf Acker-
�ächen sollen verhindert und Förderungen 
für erneuerbare Energien sowie grünen 

Wassersto� gestrichen werden. [Land/
Bund] (PDF-S. 102–105) 

» Konventionelle Energieträger: Braunkoh-
leverstromung und Kohleabbau sollen 
fortgeführt, neue Gaskra�werke errichtet 
und ein Wiedereinstieg in die Kernenergie 
angestrebt werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
105–108) 

» Versorgungssicherheit: Für überregionale 
Stromausfälle soll eine landesweite Black-
out-Strategie entwickelt werden. [Land] 
(PDF-S. 105–106) 

Landwirtscha� und regionale Verarbeitung
» Agrarregulierung: Die Besteuerung von 

Bewässerungswasser wird abgelehnt; Dün-
ge- und Tierhaltungsvorschri�en sollen 
überprü� und stärker an regionalen Be-
dingungen ausgerichtet werden. [Land/
Bund/EU] (PDF-S. 116–118) 

» Agrarstruktur: Landwirtscha�liche Flä-
chen sollen vorrangig in der Hand orts-
ansässiger Landwirte bleiben; der Erwerb 
durch außerlandwirtscha�liche Investo-
ren soll begrenzt werden. [Land] (PDF-S. 
116–117) 

» Regionale Verarbeitung: Regionale 
Schlacht- und Fleischverarbeitungsstruk-
turen sollen erhalten und gestärkt, zusätz-
liche Au�agen für Hausschlachtungen ver-
hindert werden. [Land/Bund/EU] (PDF-S. 
120) 

Vermarktung, Tourismus und Gesundheitsver-
sorgung
» Herkun�skennzeichnung: Ein freiwilliges 

Gütesiegel „Hergestellt in Sachsen-Anhalt“ 
und eine begleitende Vermarktungskam-
pagne sollen eingeführt werden. [Land] 
(PDF-S. 99) 

» Tourismus: Im Rahmen der Kampagne 
„#deutschdenken“ soll ein landesweites 
Tourismuskonzept entwickelt werden, 
das Geschichte, Kultur und regionale Be-
sonderheiten vermarktet. [Land] (PDF-S. 
99–100) 

» Ambulante Versorgung: Regionale Ge-
sundheitszentren sollen verschiedene me-
dizinische Angebote bündeln; Ärzte sol-
len durch �nanzielle und organisatorische 
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Anreize zur Niederlassung im ländlichen 
Raum bewegt werden. Eine P�egekammer 
soll nur mit Zustimmung der Betro�enen 
eingerichtet werden. [Land] (PDF-S. 150, 
153–154) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur sozialen Sicherung von Selb-
ständigen, zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi�schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige, zur 
Krisenabsicherung bei Einkommensausfällen 
sowie zum Zugang kleiner und mittlerer Un-
ternehmen zu ö�entlichen Au�rägen.

������������������
������
Ausdrücklich angesprochen werden Mittel-
stand, kleine und mittlere Unternehmen, 
Handwerk, Unternehmensnachfolger und 
landwirtscha�liche Betriebe. Die Vorhaben 
betre�en vor allem Förderung, Bürokratie, 
Steuern, Ausbildung, Digitalisierung, Energie, 
Infrastruktur und einzelne Branchen. Sie lie-
gen überwiegend auf Landesebene, teilweise 
werden Bundes- und EU-Initiativen angekün-
digt. Spezi�sche Regelungen für Soloselbstän-
dige fehlen.

Programmtitel:
���� ����� ���� ���� ���� �������� �� ��������
������ ���� ������������� ��� ��� ����������

�
�
Umfang: 150 Seiten

������������������������������­��
Steuern und Finanzierung
» Gemeindewirtscha�ssteuer: Die Gewerbe-

steuer soll zu einer Gemeindewirtscha�s-
steuer weiterentwickelt werden, die alle 
selbstständig erwirtscha�eten Einkommen 
einbezieht; vorgesehen ist ein einheitlicher 
Freibetrag von 24.500 Euro. An anderer 
Stelle werden Freibeträge und degressive 
Sätze für Klein- und Solo-Selbstständige 
gefordert. [Bund] (PDF-S. 18, 79–80) 

» Wirtscha�s- und Investitionsfonds: Eine 
Investitionsbank und ein Regional-Investi-
tionsfonds sollen Kapital in nachhaltige In-
vestitionen und Innovationen lenken. Ein 
weiterer Wirtscha�sfonds soll Mittelstand, 
Handwerk und Industrie durch langfris-
tige Kredite oder Beteiligungen bei Mo-
dernisierung, klimaneutraler Umstellung 
und Start-up-Gründungen unterstützen. 
[Land] (PDF-S. 18, 90) 

» Förderung von KMU: Kleine und mittlere 
Unternehmen sollen Zuschüsse für Klima-
schutzprojekte und zinslose, langfristige 
Kredite für klimaneutrale Produktionsver-
fahren erhalten. Förderungen sollen unter 
anderem mit Tari�indung, Standortgaran-
tien und Quali�zierungsprogrammen ver-
bunden werden. [Land] (PDF-S. 90–91) 

Arbeit, Ausbildung und Vergabe
» Vergabe und Tari�indung: Vorgesehen 

sind ein Vergabemindestlohn von 16,50 
Euro, ein konsequentes Vergabegesetz und 
landesweite Vorgaben, ö�entliche Au�räge 
nur an tarifgebunden zahlende Unterneh-
men ohne Ausbeutungsmodelle zu verge-
ben. [Land] (PDF-S. 86, 88) 

» Ausbildungsumlage: Ausbildungsbetriebe 
sollen durch eine Umlage entlastet werden; 
nicht ausbildende Betriebe sollen sich an 
den Ausbildungskosten beteiligen. Auszu-
bildende sollen mindestens 80 Prozent der 
tari�ichen Ausbildungsvergütung erhalten. 
[nicht eindeutig] (PDF-S. 86) 

» Fachkrä�e und Arbeitsmigration: Das 
Land soll Anerkennungsstellen, digitale 
Anerkennungsverfahren, Sprachförderung 
und Beratung ausbauen sowie Betriebe 
fördern, die Zugewanderte quali�zieren, 
weiterbilden und langfristig übernehmen. 
[Land] (PDF-S. 88) 

» Mitbestimmung in KMU: Ein Landespro-
gramm soll betriebliche Mitbestimmung 
in kleinen und mittleren Unternehmen 
unterstützen. [Land] (PDF-S. 87) 

Handwerk und Unternehmensnachfolge
» Landesprogramm „Handwerk 2035“: Ge-

fördert werden sollen Investitionen in kli-
maneutrale Produktion, Energiee�zienz 



und digitale Werkzeuge. [Land] (PDF-S. 
93) 

» Nachfolge und Quali�zierung: Das Pro-
gramm sieht Unterstützung bei Unterneh-
mensnachfolgen und genossenscha�lichen 
Übernahmen, eine kostenfreie Meister-
quali�kation und Weiterbildungen unter 
anderem zu Gebäudesanierung, Photovol-
taik und Wärmetechnik vor. [Land] (PDF-
S. 93) 

» Ö�entliche Au�räge: Ö�entliche Au�räge 
sollen fair und transparent an lokale Be-
triebe vergeben werden. [Land/Kommu-
nen] (PDF-S. 93) 

���������������������������������������
» Energiekosten: Für energieintensive Be-

triebe sollen Energie- und CO2-Kosten 
während betrieblicher Umbauphasen ge-
senkt werden; die Unterstützung soll an 
Klimaschutz, sichere Standorte und gute 
Arbeit gekoppelt sein. [nicht eindeutig] 
(PDF-S. 92) 

» Infrastruktur und Produktion: Geplant 
sind Investitionen in Strom- und Wasser-
sto�netze, Ladepunkte und digitale An-
bindungen sowie Förderungen für energie-
e�ziente Produktionsprozesse, moderne 
Fertigungsverfahren, Automatisierung 
und neue Produktfelder. [Land] (PDF-S. 
91–94) 

» IT-Vergabe: Bei So�warebescha�ungen 
des Landes sollen Open-Source-Lösungen 

Vorrang haben. Ausschreibungen sollen 
o�ene Schnittstellen, Interoperabilität, Da-
tenexportmöglichkeiten und teilweise den 
Zugri� auf den Quellcode berücksichtigen. 
[Land] (PDF-S. 147–148) 

Tourismus, Gastronomie, Kultur und Medien
» Tourismus und Gastronomie: Vorgesehen 

sind Investitionshilfen für Energiee�zienz 
und die Modernisierung von Großkü-
chengeräten und Gebäuden, eine an loka-
le Anbieter gebundene Förderung sowie 
regionale Ausbildungso�ensiven. [Land] 
(PDF-S. 94–95) 

» Kulturwirtscha�: Gefordert werden ver-
bindliche Mindest- und Ausstellungsho-
norare, Basishonorare für Selbstständige, 
langfristige und überjährige Förderun-
gen sowie eine verstetigte Förderung von 
Klubs, Musikspielstätten, freien Bühnen 
und Veranstaltungsorten. [Land] (PDF-S. 
70–72) 

» Medienwirtscha�: Eine Journalismus-Stif-
tung, kommunale Medienförderung, ein 
Medienvielfalt-Notprogramm und genos-
senscha�liche Medienmodelle sollen un-
abhängigen Lokaljournalismus fördern. 
[Land/Kommunen] (PDF-S. 73–74) 

Landwirtscha� und Forstwirtscha�
» Boden und Gründung: Ein Agrarstruktur-

gesetz, ein Verbot von Share Deals beim 
Erwerb landwirtscha�licher Betriebe und 
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ein ö�entlicher Bodenfonds sollen Land-
konzentration begrenzen und Jungland-
wirt:innen sowie Betriebsgründer:innen 
den Zugang zu Flächen erleichtern. [Land] 
(PDF-S. 110–111) 

» Förderung und Vermarktung: Vorgese-
hen sind Förderungen für Stallumbauten, 
Ökolandbau, regionale Kooperationen und 
Vermarktungsstrukturen sowie Vergabere-
geln für den bevorzugten Einkauf regiona-
ler und nachhaltiger Lebensmittel durch 
ö�entliche Einrichtungen. [Land/Kommu-
nen] (PDF-S. 111–113) 

» Verfahren und Krisenhilfe: Bürokratie-
kosten und Förderkomplexität sollen re-
duziert, mehrjährige Förderzusagen und 
vollständig digitale Anträge eingeführt 
werden. Eine Bundesratsinitiative soll ei-
nen Mehrgefahrenfonds für klimabedingte 
Schäden anstoßen. [Land/Bund] (PDF-S. 
112–114) 

» Forstbetriebe: Regionalen Forstbetrieben 
soll ein Vorkaufsrecht eingeräumt werden; 
Klein- und Kleinstwaldbesitzer:innen sol-
len beim Zusammenschluss zu Forstge-
meinscha�en unterstützt werden. [Land] 
(PDF-S. 116) 

Gesundheit und P�ege
» Inhaberbetriebene Versorgungszentren: 

Inhaberbetriebene medizinische Versor-
gungszentren sollen gegenüber Konzernen 
und Investoren unterstützt werden; groß-
�ächige Investitionen von Private-Equity-
Unternehmen in MVZ und P�egeeinrich-
tungen sollen verhindert werden. [nicht 
eindeutig] (PDF-S. 55) 

» Apotheken und Heilberufe: Das Netz sta-
tionärer Apotheken, insbesondere im länd-
lichen Raum, soll erhalten und deren Leis-
tungen auskömmlich honoriert werden. 
Die Befugnisse von Apotheken, P�ege-
krä�en, �erapeut:innen, Hebammen und 
weiteren Heilberufen sollen ausgeweitet 
werden. [Bund/Länder] (PDF-S. 54–55) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Scheinselbst-
ständigkeit, zur sozialen Sicherung Selbststän-
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von Steuer- und Sozialversicherungsrecht 
für Zweitverdiener. [Bund] (PDF-S. 33) 

» Erbscha�steuer für KMU: Privilegien in 
§§ 13a, 13b und 28a ErbStG sollen durch 
Stundungsregeln mit moderatem Zins und 
einen Freibetrag von 5 Mio. Euro für kleine 
und mittlere Unternehmen ersetzt werden. 
[Bund] (PDF-S. 33) 

» Förderverfahren: Förderprogramme sollen 
vereinfacht, digitalisiert und stärker pau-
schaliert werden; dauerha�e Leistungen 
sollen langfristiger statt projektbezogen 
�nanziert werden. [Land/EU] (PDF-S. 32, 
35) 

Arbeit, Fachkrä�e und Ausbildung
» Ausbildungsfonds: Ein solidarisches Fi-

nanzierungssystem, in das alle Unterneh-
men einzahlen, soll kleine und mittlere 
Ausbildungsbetriebe unterstützen. [nicht 
eindeutig] (PDF-S. 8) 

» Tari�reue und Mitbestimmung: Das Ta-
ri�reue- und Vergabegesetz soll erhalten 
bleiben; Unternehmen, die Mitbestim-
mung systematisch behindern, sollen von 
staatlicher Förderung ausgeschlossen und 
sanktioniert werden. [Land] (PDF-S. 7) 

» Fachkrä�e: Betriebliche Weiterbildung 
und Beratungsstrukturen sollen fortge-
führt; Anerkennungsverfahren und Ar-
beitsaufnahme beschleunigt und Betriebe 
durch Lotsen, Beratung und ein Job-Bud-
dy-Programm unterstützt werden. [Land/
Bund] (PDF-S. 8) 

Energie, Innovation und Digitalisierung
» Energiekosten: Gefordert werden weitge-

hend gedeckelte Netzentgelte, eine gerin-
gere Stromsteuer, digitale Netze und lokale 
Direktabnahmeverträge; Bioenergie und 
Speicher sollen Vorrang vor Gas erhalten. 
[Bund/Land] (PDF-S. 5) 

» Transformation: Erneuerbare Energien, 
klimafreundliche Produktion, Kreislauf-
wirtscha�, Hochtechnologie und IT-Wirt-
scha� sollen gefördert, Branchen mo-
dernisiert und ein Klimagründungsgeld 
eingeführt werden. [Land] (PDF-S. 5–6) 

» Digitale Verwaltung: Genehmigungs- und 
Verwaltungsverfahren sollen durchgängig 

diger und zur allgemeinen Krisenabsicherung 
bei Einkommensausfällen außerhalb einzelner 
Branchen.

������������������
������
Ausdrücklich angesprochen werden Solo- 
und Kleinselbstständige, KMU, Mittelstand, 
Handwerk, Start-ups und landwirtscha�liche 
Betriebsgründer:innen. Die Vorhaben betref-
fen vor allem Steuern, Förderfonds, Vergabe, 
Ausbildung, Energie, Digitalisierung, Nach-
folge und einzelne Branchen. Sie liegen über-
wiegend auf Landes- und Bundesebene. Nicht 
konkret behandelt werden Statusfeststellung 
und die allgemeine soziale oder krisenbezoge-
ne Absicherung Selbstständiger.

Programmtitel:
���� ���	�	� �	����� ��� ��¡��	�����
��������������������������������������
Umfang: 37 Seiten

Mittelstand, Selbständigkeit und Gründung
» Bürokratieabbau: Gesetze sollen auf zu-

sätzliche betriebliche Berichtsp�ichten 
geprü�, Doppelbelastungen aus EU-, 
Bundes- und Landesrecht reduziert und 
Dokumentationsp�ichten vereinfacht oder 
abgescha� werden; Förderprogramme 
sollen geringere Antragsanforderungen 
und digitale Nachweise erhalten. [Land/
Bund/EU] (PDF-S. 5) 

» Gründungsförderung: Vorgesehen sind 
vereinfachte Förderangebote, ein Grün-
dungsbonus für Start-ups, ein Programm 
für Berufserfahrene und stärkere regionale 
Anlaufstellen. [Land] (PDF-S. 6) 

Steuern, Beiträge und Förderung
» Sozialbeiträge und Einkommensteuer: Ge-

fordert werden ein monatlicher Freibetrag 
für Sozialbeiträge statt Minijobs und Gleit-
zone, die Abscha�ung des „Mittelstands-
bauches“ und eine bessere Abstimmung 
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digitalisiert, Doppelprüfungen abgebaut 
und standardisierte, nachnutzbare Modu-
le eingesetzt werden. [Land/Kommunen] 
(PDF-S. 34–35) 

Genehmigungen, Vergabe und Infrastruktur
» Bauen und Planen: Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren sollen beschleunigt, 
Planfeststellungen reduziert, das Vergabe-
recht vereinfacht und Musterbauten mit 
Genehmigungs�ktion ermöglicht werden. 
[Land] (PDF-S. 27) 

» EU-Umsetzung: EU-Vorgaben sollen ohne 
zusätzliche nationale Anforderungen um-
gesetzt werden, die Bürokratie erhöhen 
oder die Praxis erschweren. [Bund/EU] 
(PDF-S. 33) 

» Verkehr und Netze: Güterverkehr soll auf 
die Schiene verlagert, Gleisanschlüsse re-
aktiviert und Unternehmen unterstützt 
werden; Straßen, Brücken, Ladeinfrastruk-
tur, Mobilfunk und Breitband sollen ausge-
baut oder gesichert werden. [Land/Bund] 
(PDF-S. 6, 27) 

Landwirtscha� und Direktvermarktung
» Bürokratie und Flächen: Genehmigungs- 

und Dokumentationsp�ichten sollen ver-
einfacht und Daten nur einmal digital 
erfasst werden; die Landgesellscha� soll 
Flächen für aktive Betriebe, Neugrün-
dungen und Hofnachfolgen bereitstellen. 
[Land/Bund/EU] (PDF-S. 28) 

» Investitionen und Vermarktung: Tier-
gerechte Haltungssysteme und regionale 
Schlacht- und Vermarktungsstrukturen 
sollen gefördert; Direktvermarktung, Hof-
läden und Wochenmärkte unterstützt wer-
den. [Land/Bund] (PDF-S. 29) 

» Kennzeichnung und Kontrollen: Für Di-
rektvermarkter sollen Kennzeichnungs-
vorschri�en erleichtert und Kontrollp�ich-
ten an den Produktionsumfang angepasst 
werden. [Land/Bund/EU] (PDF-S. 29) 

Tourismus und Kulturwirtscha�
» Tourismus: Infrastruktur, Erreichbarkeit, 

Radwege und Bahnverbindungen sol-
len weiterentwickelt sowie Vermarktung, 
Mehrsprachigkeit und Barrierefreiheit ge-

stärkt werden. [Land/Kommunen] (PDF-
S. 6) 

» Kulturförderung: Vorgesehen sind mehr-
jährige Förderungen, vereinfachte Ver-
fahren, Honoraruntergrenzen und soziale 
Mindeststandards; Clubs sollen als Kultur-
orte anerkannt und die freie Szene geför-
dert werden. [Land] (PDF-S. 25) 

» Kreativwirtscha�: Künstlerinnen und 
Künstler sollen stärker sichtbar gemacht, 
Verlagsförderung unterstützt und Compu-
terspiele in die Kulturförderung einbezo-
gen werden. [Land/Bund] (PDF-S. 24–25) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi�schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen ausschließlich für Solo-
selbständige und zur Krisenabsicherung bei 
Einkommensausfällen.

������������������
������
Angesprochen werden Mittelstand, Handwerk, 
Gewerbe, Kleinbetriebe, Solo-Selbstständige, 
Gründende und Unternehmen. Die Vorha-
ben betre�en Bürokratie, Steuern, Förderung, 
Ausbildung, Energie, Verwaltung, Infrastruk-
tur und einzelne Branchen. Sie liegen über-
wiegend auf Landesebene. Nicht konkret be-
handelt werden Statusfeststellung, spezi�sche 
Soloselbständigen-Regelungen und Krisenab-
sicherung.

Programmtitel:
���������������� ��������� ������
������������������ ���������
�
�
Umfang: 67 Seiten

������������������������������­��
Mittelstand, Gründung und Unternehmens-
nachfolge
» Gründungs- und Innovationsförderung: 

Landesweite Innovationscluster mit Ma-
kerLabs, Co-Working-Spaces und dauer-
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ha� �nanziertem Personal sollen aufge-
baut werden; Hochschulgründungen und 
Spin-o�s sollen durch Beratung, vernetzte 
Gründungszentren und Gründungsstipen-
dien gefördert werden. [Land] (PDF-S. 
89–90) 

» Finanzierung und Vernetzung: Investi-
tionsbank und Mittelständische Beteili-
gungsgesellscha� sollen reformiert und ein 
Venture-Clienting-Programm zur Verbin-
dung von Start-ups mit regionalen Unter-
nehmen und Investoren eingeführt wer-
den. [Land] (PDF-S. 90) 

» Nachfolge: Unternehmensnachfolgen im 
Handwerk und Mittelstand sollen durch 
Beratung, Förderung und Genossen-
scha�smodelle unterstützt werden; vor-
gesehen sind auch Übergaben an Beleg-
scha�sgenossenscha�en. [Land] (PDF-S. 
89–91) 

Handwerk, Ausbildung und Fachkrä�e
» Meister und Gründungen: Vorgesehen sind 

ein kostenloser Meistertitel, eine Meister-
gründungsprämie für den Schritt in die 
Selbstständigkeit und die dauerha�e Siche-
rung der überbetrieblichen Lehrunterwei-
sung. [Land/Bund] (PDF-S. 90) 

» Betriebliche Unterstützung: Kleine und 
mittlere Betriebe sollen bei Digitalisierung, 
IT-Sicherheit und Investitionen gefördert 
werden; Neugründungen sollen durch we-
niger Bürokratie, digitale Unterstützung 
und bessere Standortbedingungen erleich-
tert werden. [Land] (PDF-S. 90–91) 

» Selbstständige Frauen und Zuwanderung: 
Selbstständige Frauen im Handwerk sollen 
gezielt gefördert werden; gefordert wer-
den Mutterschutz für Selbstständige sowie 
Programme für Einstieg, Wiedereinstieg 
und Nachfolge. Eine One-Stop-Agency 
soll Verfahren für internationale Fachkräf-
te und Gründer*innen bündeln. [Land/
Bund] (PDF-S. 91) 

Bürokratie, Verwaltung und Vergabe
» Verfahren: Dokumentations- und Be-

richtsp�ichten sollen reduziert, Zuständig-
keiten geklärt und Verwaltungsverfahren 
digital und medienbruchfrei beschleunigt 

werden; verp�ichtende Praxischecks sol-
len Vereinfachungsmöglichkeiten prüfen. 
[Land] (PDF-S. 89) 

» Digitale Verwaltung: Alle Verwaltungs-
leistungen sollen zentral über die Sach-
sen-Anhalt-App erreichbar sein; auch 
Gewerbeanmeldungen sollen digitalisiert 
und dabei regionale IT-Dienstleister ein-
bezogen werden. Bis 2030 sollen nahezu 
alle Behördengänge nach dem Once-On-
ly-Prinzip digital möglich sein. [Land/
Kommunen] (PDF-S. 89, 97) 

» Ö�entliche Au�räge: Im Bundesrat soll 
ein reformiertes Vergaberecht mit mehr 
regionalen Kriterien und weniger Büro-
kratie unterstützt werden; der Staat soll 
als Ankerkunde nachhaltiger KI-Anbieter 
au�reten. [Bund/Länder] (PDF-S. 89–90) 

Förderung, Energie und Digitalisierung
» Wirtscha�sförderung: Ein GreenInvest-

Programm soll nachhaltige Unternehmen 
fördern; GRW-Mittel sollen auch an den 
Beitrag zur Transformation zu einer koh-
lensto�armen Wirtscha� gekoppelt wer-
den. [Land] (PDF-S. 88–89) 

» Energieintensive KMU: Für energiein-
tensive KMU soll ein an E�zienz- und 
Klimaziele gekoppelter Transformations-
fonds aufgelegt werden; angestrebt wird 
zudem ein niedrigerer Industriestrom-
preis. [Land/Bund] (PDF-S. 88–89) 

» Infrastruktur und Wissenstransfer: Das 
Glasfasernetz soll �ächendeckend bis zu 
Betrieben ausgebaut werden; Beratung, 
Digitalisierungszentren und der Wissens-
transfer zwischen Forschung und KMU 
sollen erweitert werden. [Land] (PDF-S. 
89–90) 

Landwirtscha�, Forstwirtscha� und Direktver-
marktung
» Betriebsstrukturen und Förderung: Jung-

bäuerinnen und Existenzgründerinnen 
sollen gefördert, Betriebsübernahmen 
erleichtert und mit einem Agrarstruk-
turgesetz vielfältige kleinstrukturierte 
Betriebe unterstützt werden; ö�entliche 
Agrar�ächen sollen gemeinwohlorien-
tiert verpachtet werden. [Land] (PDF-S. 
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15–16) 
» Ökologische Vorgaben: Ökoprämien 

und Vergütungen für Umweltleistungen 
sollen erhöht, der ökologische Landbau 
ausgebaut und chemisch-synthetische 
P�anzenschutzmittel bis 2035 schrittwei-
se beendet werden. [Land/EU] (PDF-S. 
15–17) 

» Regionale Vermarktung: Ho�äden, Re-
gionalmärkte, solidarische Landwirt-
scha� und Biokisten sowie regionale 
Wertschöpfungsketten sollen unterstützt 
werden. Für kleine Privatwälder ist eine 
Kampagne zum Anschluss an Forstbe-
triebsgemeinscha�en vorgesehen. [Land] 
(PDF-S. 14, 19) 

Energie, Mobilität und Logistik
» Betriebliche Energieerzeugung: Büro-

kratische Hemmnisse für Eigenstrom-
nutzung und Genehmigungen sollen ab-
gebaut werden; Landwirtscha�sbetriebe 
sollen Einnahmen mit PV-Anlagen und 

Agri-PV erzielen können, Biogasanlagen 
sollen als �exible Energieträger weiter-
entwickelt werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
22, 24) 

» Ladeinfrastruktur: Ladeinfrastruktur 
und bidirektionales Laden sollen auch in 
Betrieben und kommunalen Fuhrparks 
gefördert werden. Private Verbrenner-
fahrzeuge sollen durch lokale Werkstät-
ten zu Elektrofahrzeugen umgerüstet 
werden können. [Land] (PDF-S. 30–31) 

» Güterverkehr: Gleisanschlüsse und Ter-
minals des kombinierten Verkehrs sollen 
ausgebaut werden; das Förderprogramm 
für Lastenräder im Handwerk, Gewerbe 
und in der Logistik soll fortgeführt und 
auf eine Million Euro erhöht werden. 
[Land/Bund] (PDF-S. 32–33) 

Tourismus, Kultur und Medien
» Tourismusförderung: Der Masterplan 

Tourismus soll weiterentwickelt und bei 
der IMG ein Kompetenzzentrum Tou-
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rismus eingerichtet werden; regionale 
Angebote, Natur- und Kulturtourismus 
sowie touristische Zusatzangebote in 
Landwirtscha� und Handwerk sollen ge-
fördert werden. [Land] (PDF-S. 94–95) 

» Touristische Infrastruktur: Landesbe-
deutsame Radwege sollen in Landesver-
antwortung übergehen; vorgesehen sind 
einheitliche Beschilderung, Lade-, Rast- 
und Reparaturinfrastruktur sowie der 
Ausbau des naturverträglichen Wasser-
tourismus. [Land] (PDF-S. 95) 

» Kultur und Medien: Mindestens 1,5 Pro-
zent des Landeshaushalts sollen für Kul-
tur eingesetzt werden. Lokale und inves-
tigative Medien sollen unter anderem aus 
einer Digitalabgabe sehr großer Medien-
plattformen gefördert werden. [Land/
Bund] (PDF-S. 52–53, 69) 

Kreislaufwirtscha� und Bauen
» Reparatur und Verpackungen: Ein Re-

paraturbonus nach �üringer Modell 
soll eingeführt werden; Kommunen sol-
len Verpackungssteuern auf Einwegver-
packungen und Einwegbesteck erheben 
dürfen. [Land/Kommunen] (PDF-S. 33) 

» Bauwirtscha�: Die Bauordnung soll zu 
einer Umbauordnung weiterentwickelt 
werden; Holzbau und nachwachsende 
Bausto�e sollen erleichtert und gefördert, 
Recyclingbausto�e und digitale Verfah-
ren bei ö�entlichen Ausschreibungen 
verstärkt genutzt werden. [Land] (PDF-
S. 92–93) 

» Kooperationen: Für die Transformation 
der Baubranche sollen Kooperationen 
zwischen Handwerksbetrieben, Inge-
nieurinnen, Architektinnen und Kom-
munen sowie Baubörsen für gebrauchte 
Bausto�e unterstützt werden. [Land/
Kommunen] (PDF-S. 93) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Schein-
selbstständigkeit, zu spezi�schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbstständige 
sowie zur Krisenabsicherung bei Einkom-
mensausfällen.

������������������
������
Ausdrücklich angesprochen werden KMU, 
Mittelstand, Handwerk, Start-ups, Grün-
der*innen, Selbstständige und Unterneh-
mensnachfolgen. Die Vorhaben betre�en 
vor allem Förderung, Gründung und Nach-
folge, Digitalisierung, Bürokratie, Fachkräf-
te, Energie, Landwirtscha�, Tourismus und 
Kreislaufwirtscha� und liegen überwiegend 
auf Landesebene. Nicht konkret behandelt 
werden Statusfeststellung, spezi�sche Abga-
benregeln und Krisenabsicherung.

Programmtitel:
��������� ���� ���� ����� �������� ��������
����������� ��������������������������
���������
�
�
Umfang: 69 Seiten

������������������������������­��
Mittelstand, Gründung und Finanzierung
» Tari�reue und Vergabe: Das Tari�reue- 

und Vergabegesetz soll schnellstmöglich 
abgescha� werden. [Land] (PDF-S. 7) 

» Gründungsverfahren: Eine digitale, auch 
englischsprachige One-Stop-Agency soll 
Verfahren bündeln; junge Unternehmen 
sollen in den ersten Jahren möglichst von 
Befragungen, Dokumentationsp�ichten 
und Zwangsmitgliedscha�en befreit wer-
den. Hochschulausgründungen und the-
matische Inkubatoren sollen erleichtert 
werden. [Land] (PDF-S. 8) 

» Wagniskapital: Die landeseigene Beteili-
gungsgesellscha� ibg soll private Finanz-
mittel und Wagniskapital koordinieren 
und insbesondere die Wachstums�nan-
zierung von Start-ups verbessern. [Land] 
(PDF-S. 8) 

Bürokratie, Verwaltung und Genehmigungen
» Berichts- und Genehmigungsp�ichten: 

Berichtsp�ichten sollen vereinfacht oder 
abgescha�, Genehmigungsverfahren 
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verbindlich beschleunigt und über�üs-
sige Regulierungen gestrichen werden; 
neue Regelungen sollen dem One-in-
two-out-Prinzip folgen und sich am 
europäischen Mindestmaß orientieren. 
[Land/Bund/EU] (PDF-S. 7–8) 

» Verbindliche Fristen: Für zentrale Ge-
nehmigungen sollen Entscheidungs-
fristen gelten und Bearbeitungsstände 
digital einsehbar sein; bestehende Ver-
waltungsdaten sollen nach dem Once-
only-Prinzip nicht erneut abgefragt wer-
den. [Land] (PDF-S. 43–45) 

» Digital only: Verwaltungsleistungen 
sollen vollständig digital und medien-
bruchfrei angeboten, Vollständigkeits-
prüfungen und geeignete Verfahren au-
tomatisiert werden; eine Erfassung vor 
Ort soll für Menschen ohne Internetzu-
gang bestehen bleiben. [Land/Kommu-
nen] (PDF-S. 44–45) 

Steuern, Abgaben und Ö�nungszeiten
» Verbrauchsteuern und Mehrwertsteuer: 

Die Mehrwertsteuer auf Kra�sto�e soll 
nur auf den Preis vor Energiesteuer und 
CO2-Abgabe erhoben werden; für Le-
bensmittel und Grundversorgungsgüter 
soll sie entfallen. Mehrere Verbrauch-
steuern sollen gestrichen und neue er-
zieherische Verbrauchsteuern abgelehnt 
werden. [Bund] (PDF-S. 8) 

» Arbeits- und Alterseinkommen: Ein-
kommensteuer und Besteuerung von 
Überstunden sollen gesenkt bezie-
hungsweise abgescha� werden. Selbst-
ständige und Freiberu�er sollen beim 
steuerfreien Zuverdienst im Rahmen 
der Aktivrente Arbeitnehmern gleich-
gestellt werden. [Bund] (PDF-S. 35–36) 

» Ladenö�nung und Rundfunkbeitrag: 
Ladenö�nungszeiten einschließlich 
Sonn- und Feiertagsö�nungen sollen 
weitgehend liberalisiert und der Rund-
funkbeitrag für Unternehmen gestri-
chen werden. [Land/Bund/Länder] 
(PDF-S. 7, 39–40) 

Fachkrä�e, Ausbildung und Arbeitsmarkt
» Arbeitsmigration: Ausländische Qua-

li�kationen sollen schneller anerkannt 
und beschä�igungsberechtigende Auf-
enthaltstitel innerhalb von vier Wochen 
erteilt werden; Sprachprüfungen sollen 
weniger restriktiv ausgestaltet werden. 
[Land] (PDF-S. 10) 

» Beru�iche Bildung: Berufsschulen sollen 
digital modernisiert, die Praktikumsprä-
mie fortgeführt und Berufsorientierung 
durch regelmäßige Unternehmensbesu-
che und Praktika ab Klasse 7 ausgebaut 
werden. Unternehmer sollen dauerha� 
in Schulen über unternehmerische Pra-
xis informieren. [Land] (PDF-S. 31–32) 

» Weiterarbeit im Alter: Starre Alters-
grenzen sollen abgebaut und �exible 
Arbeitszeitmodelle für ältere Erwerbs-
tätige erleichtert werden. [Bund/nicht 
eindeutig] (PDF-S. 35) 

Energie, Innovation und Infrastruktur
» Energiekosten: Netzentgelte sollen re-

gional fairer verteilt und gesenkt, Um-
lagen und Abgaben zusammengeführt 
sowie Berichtsp�ichten und Audits des 
Energiee�zienzgesetzes abgescha� 
werden. [Bund] (PDF-S. 13) 

» Energieangebot: Kernenergie, modula-
re Reaktoren, heimisches Schiefergas, 
Speichertechnologien und Onshore-
CCS sollen rechtlich beziehungsweise 
durch Modellprojekte ermöglicht wer-
den; Kommunen sollen an der Wert-
schöpfung neuer Kernenergieprojekte 
beteiligt werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
13–14, 21) 

» Verkehr und Netze: Straßen, Brücken, 
Elbquerungen, Schienen-, Hafen- und 
Logistikinfrastruktur sollen ausgebaut 
oder saniert werden. Angestrebt wer-
den �ächendeckendes 5G, Glasfaseran-
schlüsse für alle Haushalte sowie digitale 
Verkehrs- und Genehmigungsverfah-
ren. [Land/Bund/Kommunen] (PDF-S. 
57, 65–69) 

Landwirtscha�, Forstwirtscha� und Rohstof-
fe
» Agrarbürokratie: Kontrollen im Dünge-

recht sollen bei den Landwirtscha�säm-



tern gebündelt, Kontrollquoten von fünf 
auf ein Prozent gesenkt, Gebühren bei 
Kontrollen abgescha� und Nachweise 
vollständig digital ermöglicht werden. 
Die Fehlertoleranz bei Flächenprämien 
soll auf fünf Prozent steigen. [Land/
Bund] (PDF-S. 15–17) 

» Steuern und Regulierung: Eine doppel-
te Grunderwerbsteuer beim Zwischen-
erwerb durch die Landgesellscha� soll 
vermieden; EU-Vorgaben sollen ohne 
nationale Verschärfung umgesetzt und 
der Tiertransporterlass von 2019 abge-
scha� werden. [Land/Bund/EU] (PDF-
S. 15–17) 

» Forst und Rohsto�e: Private Forst-
dienstleister sollen gleichbehandelt, 
aktive Waldbewirtscha�ung statt Still-
legung gefördert und die Genehmigung 
zur Nutzung heimischer Bodenschätze 
beschleunigt werden. [Land] (PDF-S. 9, 
19–20) 

Bauen, Immobilien und Kulturwirtscha�
» Baugenehmigungen: Der digitale Bau-

antrag soll zu einer durchgängigen di-
gitalen Genehmigungskette ausgebaut 
werden. Für Modernisierungen im 
Wohnungsbestand wird eine dauerhaf-
te steuerliche Abschreibung angestrebt. 
[Land/Bund] (PDF-S. 12) 

» Kultur- und Veranstaltungswirtscha�: 
Kultur, Kreativwirtscha� sowie Veran-
staltungs- und Eventbranche sollen stär-
ker vernetzt werden; kulturelle Einrich-
tungen sollen ö�entliche Förderung mit 
Eigeneinnahmen und wirtscha�lichen 
Strukturen verbinden. [Land] (PDF-S. 
40–41) 

» Touristische und kulturelle Standorte: 
UNESCO-Stätten, Festivals, Filmstand-
orte und kulturelle Großereignisse wer-
den als Ansatzpunkte für Kultur-, Tou-
rismus- und Standortpolitik genannt. 
[Land] (PDF-S. 40–41) 

Gesundheit, P�ege und freie Berufe
» Praxen und Apotheken: Niederlassun-

gen von Ärzten und Gesundheitsfach-
berufen sollen bürokratisch erleichtert, 

die Telematikinfrastruktur praxistaug-
licher und das Apothekenhonorar ent-
sprechend der Preisentwicklung erhöht 
werden. Beratungs- und Präventions-
leistungen von Apotheken sollen ver-
gütet werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
59–60, 63) 

» P�egeunternehmen: Mehrfachdoku-
mentationen und Meldep�ichten sollen 
reduziert, Prüfungen gebündelt und 
stärker risikobasiert durchgeführt wer-
den. Innovative Arbeitszeitmodelle und 
betriebliche Gestaltungsmöglichkeiten 
sollen erleichtert werden. [Land/Bund] 
(PDF-S. 63–65) 

» Ausländische P�egekrä�e: Anerken-
nungsverfahren sollen beschleunigt, 
vorläu�ge Beschä�igung unter festge-
legten Voraussetzungen ermöglicht und 
Kenntnisprüfungen direkt in Einrich-
tungen durchgeführt werden. [Land] 
(PDF-S. 64) 

������­��­�������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur umfassenden sozialen Siche-
rung Selbständiger, zur Statusfeststellung 
und Scheinselbständigkeit, zur Krisenabsi-
cherung bei Einkommensausfällen, zum ge-
zielten Zugang kleiner und mittlerer Unter-
nehmen zu ö�entlichen Au�rägen sowie zur 
Unternehmensnachfolge.

������������������
������
Ausdrücklich angesprochen werden unter 
anderem Mittelstand, KMU, Handwerk, 
Gründer, Unternehmer, Selbstständige und 
Freiberu�er. Die Vorhaben betre�en vor al-
lem Bürokratie und Genehmigungen, Steu-
ern, Gründung, Fachkrä�e, Energie, Infra-
struktur und einzelne Branchen. Sie liegen 
überwiegend auf Landes- und Bundesebe-
ne. Nicht konkret behandelt werden insbe-
sondere Statusfeststellung, Krisenabsiche-
rung und Unternehmensnachfolge.



CO2-Abgabe. [Bund] (PDF-S. 17, 20, 24, 
27) 

» Netze und Bürgerenergie: Netze, Speicher 
und Digitalisierung sollen synchron ausge-
baut, Freileitungen bevorzugt, Smart Meter 
und dynamische Netzentgelte ausgebaut 
sowie Genehmigungs-, Finanzierungs- 
und Förderhürden für Energiegenossen-
scha�en gesenkt werden. [Bund/Länder] 
(PDF-S. 20, 24–26) 

Vergabe, Fachkrä�e und Handwerk
» Tari�reue: Ö�entliche Au�räge und För-

dermittel sollen nur an tarifgebundene Un-
ternehmen gehen; für Krankenhäuser und 
Gesundheitseinrichtungen ist ein verbind-
liches Tari�reuegesetz vorgesehen. [Land] 
(PDF-S. 22, 57) 

» Quali�zierung und Meister: Berufsschu-
len und betriebliche Kooperationen sollen 
gestärkt, Weiterbildung unbürokratisch 
gefördert und ausländische Abschlüsse 
schneller anerkannt werden; die Meister-
ausbildung soll gefördert und die Meister-
bindung in Dienstleistungen, Gastronomie 
und bestimmten Handwerksberufen über-
prü� werden. [Land/Bund] (PDF-S. 23) 

Landwirtscha� und regionale Wirtscha�
• Bescha�ung und Beratung: Ö�entli-
che Einrichtungen sollen vorrangig regional 
erzeugte Agrarprodukte bescha�en; gefordert 
werden Abnahmegarantien sowie landeseige-
ne Kompetenzstellen, die Betriebe beraten und 
Teile der Antragstellung übernehmen. [Land] 
(PDF-S. 19–20) 
• Flächennutzung: Photovoltaik soll vor-
rangig auf Dächern, Parkplätzen, versiegelten 
oder devastierten Flächen entstehen; Acker- 
und Wald�ächen sollen geschont werden. 
[Land] (PDF-S. 24–25) 

Bau, Kultur und Tourismus
» Wohnungsbau: Vorgesehen sind Sonderab-

schreibungen, Grunderwerbsteuer-Freibe-
träge, KfW-Programme und Bürgscha�en; 
Förderprogramme sollen niederschwellig 
sein, verp�ichtende QNG-Standards wer-
den abgelehnt. [Bund/Länder] (PDF-S. 
30–31) 

Programmtitel:
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Umfang: 90 Seiten
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Mittelstand, Gründung und Finanzierung
» Kapital und Investitionen: Rücklagen und 

reinvestierte Gewinne sollen steuerlich be-
günstigt, Kreditvergaben vereinfacht und 
digitalisiert sowie Abschreibungen für 
Energiee�zienz, Digitalisierung und mo-
dernisierte Anlagen verbessert werden. 
[Bund/nicht eindeutig] (PDF-S. 21) 

» Gründung und Nachfolge: Vorgesehen 
sind einfache Verfahren, gezielte Förde-
rung, Beratung und Mentoring; Finanzie-
rungen für Übergaben und Übernahmen 
sollen einfacher und transparenter, Förder-
bedingungen KMU-gerechter und Risiko-
kapital häu�ger verfügbar werden. [Land/
nicht eindeutig] (PDF-S. 21–22) 

Verwaltung, Genehmigungen und Bauen
» Unternehmensportal: Ein landesweites, 

medienbruchfreies Portal soll Anträge, 
Meldungen, Genehmigungen und Behör-
denkommunikation bündeln; Bearbei-
tungsstände sollen einsehbar sein, ein 
analoger Zugang erhalten bleiben. [Land] 
(PDF-S. 21–22) 

» Verfahrensbeschleunigung: Klare Zustän-
digkeiten und Fristen, digitale Bauanträge, 
Standardverfahren, Typengenehmigungen 
für serielles Bauen sowie die Überprüfung 
kostentreibender Bauvorschri�en und 
Normen sind vorgesehen. [Land/Bund] 
(PDF-S. 21–22, 31) 

Energie und betriebliche Kosten
» Energieversorgung: Gefordert werden ein 

technologieo�ener Energiemix, langfristi-
ge Gasimportverträge einschließlich Ver-
handlungen mit Russland, die Nutzung 
von Nord Stream und die Abscha�ung der 
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Am 6. September 2026 haben Sie die 
Chance, die Zukun�  Sachsen-Anhalts 
aktiv mitzugestalten. Für Soloselbstän-
dige sowie kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) ist diese Landtagswahl 
von großer Bedeutung. Ihre Stimme be-
ein� usst wichtige Rahmenbedingungen 
– von Bürokratieabbau und Förderpro-
grammen über Bildung und Fachkräf-
tesicherung bis hin zu Energieversor-
gung, Infrastruktur und Digitalisierung.

Die Landespolitik entscheidet darüber, 
wie mittelstandsfreundlich Sachsen-
Anhalt bleibt, wie praxisnah Gesetze 
und Verwaltungsverfahren ausgestaltet 
werden und ob Soloselbständige sowie 
kleine und mittlere Unternehmen ge-
stärkt oder durch zusätzliche Vorgaben 
belastet werden. In einem Flächenland 
mit starken Industriestandorten, einem 
leistungsfähigen Mittelstand und vielen 
ländlichen Regionen werden die Wei-
chen für Wettbewerbsfähigkeit, Fach-
krä� esicherung und regionale Wert-
schöpfung gestellt.

Wer nicht wählt, überlässt anderen die 
Entscheidung über die Zukun�  unserer 
Unternehmen. Nutzen Sie Ihr Wahl-
recht und setzen Sie ein Zeichen für 
eine wirtscha� sfreundliche, verlässli-
che und mittelstandsorientierte Politik!
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» Kultur und Tourismus: Kleine und mitt-
lere Kultureinrichtungen, freie Szene und 
Drittmittelprojekte sollen verlässlicher 
gefördert, Förderverfahren vereinfacht 
und freie Lehrkrä� e fairer honoriert 
werden; touristisch sollen Weltkultur, 
Geschichte sowie naturnahe Angebote 
gestärkt werden. [Land/Bund] (PDF-S. 
40–41) 

Gesundheit, Praxen und Hebammen
» Niederlassung und Praxen: Geplant sind 

Medizinstipendien mit Regionalbin-
dung, Beratungsstellen für Praxisgrün-
dungen, kommunale Praxisräume, ein 
Praxiskoordinator sowie Zuschüsse für 
Praxismanager und Verwaltungsdigitali-
sierung. [Land/Kommunen] (PDF-S. 60) 

» Hebammen: Landesförderprogramme 
und Niederlassungsprämien sollen frei-
beru� iche Hebammen absichern; auf 
Bundesebene werden volle Vergütung je-
der Betreuung und eine Reform des Heb-
ammenhilfevertrags gefordert. [Land/
Bund] (PDF-S. 61) 
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Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi� schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige so-
wie zur allgemeinen Krisenabsicherung bei 
Einkommensausfällen.
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Ausdrücklich angesprochen werden KMU, 
Mittelstand, Handwerk, Gründer, Nachfol-
ger sowie land- und forstwirtscha� liche Be-
triebe. Die Vorhaben betre� en Finanzierung, 
Gründung, Verwaltung, Energie, Tari� reue, 
Fachkrä� e und mehrere Branchen und lie-
gen überwiegend auf Landes- sowie Bund/
Länder-Ebene. Nicht konkret behandelt wer-
den Statusfeststellung, spezielle Soloselbstän-
digen-Regeln und allgemeine Krisenabsiche-
rung.
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